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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 30. Mai 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Deckung bei Verkehrsunfällen 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweiz, der auch für das Fürstentum Liechtenstein gelten soll, 
hat zum Ziele, unter Wahrung der Gegenseitigkeit die Rechts- 
stellung der Angehörigen beider Staaten bei Verkehrsunfällen 
im anderen Land zu verbessern. 


B. Lösung 

Durch den Vei trag wird den in der Schweiz geschädigten deut- 
schen Verkehrsopfern und den in der Bundesrepublik ge- 
schädigten Schweizern bei der Schadensdeckung von Verkehrs- 
unfällen Inländerbehandlung gewährt. 

Außerdem ist die gegenseitige Leistung von Amtshilfe für den 
Fall vorgesehen, daß ein unversichertes Fahrzeug in dem ande- 
ren Vertragsstaat verwendet wird. 


C. Alternätiven 

Keine 


D. Kosten 


Keine 


Diuck: Bundc-sdi uckerei Botin 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heget, 

53 Bonn-Bcid Godesberg 1, Goethestr. 54, Postiddi 821 
Telefon 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/780 


Sachgebiet 923 


Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 12. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
30. Mai 1969 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eid- 
genossenschaft über die Schadendeckung bei 
Verkehrsunfällen 

mit Begründung, den Wortlaut des Vertrages sowie eine Denk- 
schrift (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
B u n d e s t a g e s h e r b e i z u f ülr r e n . 

Federführend ist das Biindesministerium der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf des Gesetzes wie folgt Stellung zu nehmen; 

„Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

,Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:' 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus Artikel 84 
Abs. 1 GG in Verbindung mit Artikel 3 Abs. 1 des Ver- 
trags, da diese Vorschrift eine Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens auch von Landesbehörden enthält." 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem 
Änderungsvorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dar- 
gelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 30. Mai 1969 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Schadendeckung bei Verkehrsunfällen 


Der Bundestäg hat das lolgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Dem in Bern am 30. Mai 1969 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Schadendeckung bei Verkehrsunfällen wird zuge- 
stimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

,\ r t i k e 1 2 

Die.ses Ciosetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Bei l in die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stem. 

A r t i k e 1 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 6 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kann tzu geben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes der Zustimmung der für die 
ßundesgesetzgebung zuständigen Körperschaften in 
der Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Ge- 
genstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch aut das Land Berlin Anwen- 
dung linden. Das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel, 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 32 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 6 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntziigeben. 

Schlußbemerkung 

Durch die Auslüh rung dieses Gesetzes werden 
Bund, Länder und Gemeinden nicht mit Kosten 
lielastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Schadendeckung bei Verkehrsunfällen 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die Rechtsstellung 
der Angehörigen beider Staaten bei einem Verkehrs- 
unfall im anderen Land zu verbessern, 

HABEN FESTGESTELLT, daß in beiden Staaten die 
Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge (Motorfahr- 
zeuge) eingeführt ist und Einrichtungen bestehen für den 
Ersatz der von nicht versicherten und nicht ermittelten 
Kraftfahrzeugen (Motorfahrzeugen) verursachten Schäden, 

ANERKENNEN, daß die den Geschädigten gewährte 
Sicherung der Ersatzansprüche trotz einzelner Unter- 
schiede insgesamt als gleichwertig gelten kann, 

ERACHTEN ES FÜR ANGEZEIGT, in ihrem gegensei- 
tigen Verhältnis die in ihren Gesetzgebungen gegenüber 
ausländischen Geschädigten vorgesehenen Einschränkun- 
gen grundsätzlich auszuschließen 

UND VEREINBAREN DAHER FOLGENDE BESTIM- 
MUNGEN: 

Artikel 1 

Die Angehörigen jedes der beiden Staaten, die im an- 
dern durch ein Kraftfahrzeug (Motorfahrzeug) geschädigt 
werden, haben dieselben Schadendeckungsansprüche*) 
wie die Angehörigen des Unfallandes, gleichgültig, ob der 
Schaden durch ein ordentlich versichertes, ein nicht ver- 
sichertes, ein ausländisches, ein entwendetes oder ein 
nicht ermitteltes Kraftfahrzeug (Motorfahrzeug) verur- 
sacht worden ist. Die Gleichstellung bezieht sich auch auf 
die Ansprüche gegen die von der Versicherungspflicht 
befreiten Halter von Kraftfahrzeugen (Motorfahrzeugen), 
wie öffentliche Körperschaften, 

Artikel 2 

1) Den Angehörigen eines der beiden Vertragsstaaten 
sind alle Personen gleichgestellt, die auf seinem Staats- 
gebiet ihren Wohnsitz haben. Dazu gehören auch jene 
Personen, die seit der polizeilichen Anmeldung ohne 
wesentliche Unterbrechung mehr als ein Jahr dort wohn- 
haft sind. 


*) Derzeit sind mnbyebend in der Bundesrepnblik Deuischlaiid : Pflichl- 
vei&ichoiunqsgesetz, Ausländcr-Pnichtversicheruiicisqesetz, Vorerd- 
niiiig über den Entsehädigungsfonds ; 

in der Schweiz: Straßenverkehrsgoselz, Ver kehrsvei sidiei enysA’er- 
o I d n n n g 


2) Der Begriff des Kraftfahrzeugs (Motorfahrzeugs) be- 
stimmt sich nach dem Recht des Unfallandes,- Fahrzeuge 
mit Hilfsmotor sind den Kraftfahrzeugen (Motorfahrzeu- 
gen) gleichgestellt. 

3) Fallen die von einem Kraftfahrzeuganhänger (Motor- 
fahrzeuganhänger) verursachten Schäden nicht unter die 
Versicherung des Zugfahrzeugs, sondern unter eine 
selbständige Anhängerversicherung, so ist der Anhänger 
für die Anwendung dieser Vereinbarung einem Kraft- 
fahrzeug (Motorfahrzeug) gleichgestellt. 

Artikel 3 

1) Erfährt die Behörde eines der beiden Staaten, daß 
ein durch sie zugelassenes, nicht mehr versichertes Fahr- 
zeug im Gebiet des andern Staates verwendet wird, so 
erstattet sie der örtlich zuständigen Zulassungsstelle oder 
einer Zentralstelle dieses Staates Meldung. Diese Stellen 
treffen, unter Berücksichtigung der Rechtslage iin Zulas- 
sungslande, die gebotenen Maßnahmen, damit das Fahr- 
zeug nicht weiter ohne die gesetzlich vorgeschriebene 
Haftpflichtversicherung verkehrt. 

2) Zentralstellen sind, solange die Regierung der be- 
treffenden Vertragspartei nichts anderes bestimmt, in der 
Bundesrepublik Deutschland das Kraftfahrt-Bundesamt, 
in der Schweiz die Eidgenössische Polizeiabteilung. 

Artikel 4 

Dieser Vertrag gilt zufolge besonderer Bevollmächti- 
gung durch die fürstlich-liechtensteinische Regierung auch 
für das Fürstentum Liechtenstein. 

Artikel 5 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrages eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 6 

1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der 
Ratifikationsurkunden in Kraft. 

3) Jede Partei kann den Vertrag unter Beachtung einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
kündigen. 


GESCHEHEN in Bern, am 30. Mai 1969 in doppelter 
Ausfertigung, 

Für die Regierung 
der Hiiiulesrepublik Deutschland: 

Dr, Buch 
Für die Regierung 

der Schweizerischen Eidgenossenschaft: 

Dr. S p ü h 1 e r 
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Denkschrift zum Vertrag 


1. Allgemeines 

Bei dem ständig zunehmenden grenzüberschreiten- 
den Kraftfahrzeugverkehr, der mit der Schweiz als 
einem der wichtigsten Urlaubs- und Durchreiselän- 
der einen besonders großen Umfang angenommen 
hat, ist es im Interesse der Opfer des Straßenver- 
kehrs erforderlich, die nach den geltenden versiche- 
rungsrechtlichen Vorschriften noch bestehenden 
Lücken im Schutz der Verkehrsopfer ausländischer 
Staatsangehörigkeit soweit wie möglich zu schließen. 
Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft sind da- 
her nach eingehenden Verhandlungen auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit übereingekommen, 
die in ihren Rechtsordnungen bestehenden ein- 
schränkenden Vorschriften für die Entschädigung 
von ausländischen Verkehrsopfern auf Geschädigte 
aus dem jeweils anderen Vertragsstaat nicht mehr 
anzuwenden. Nach den Vorschriften der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft erhalten, sofern nicht in 
einer Gegenseitigkeitsvereinbarung etwas Abwei- 
chendes vorgesehen ist, ausländische Geschädigte 
keine Entschädigung, wenn ihnen durch ein Kraft- 
fahrzeug aus einem anderen ausländischen Staat in 
ihrem Kraftfahrzeug ein Personenschaden zugefügt 
oder an ihrem Kraftfahrzeug ein Sachschaden ver- 
ursacht wird (Artikel 40 Abs. 4 der Verkehrsver- 
sicherungsverordnung). Sie erhalten ferner keinen Er- 
satz, wenn sie durch ein nicht ermitteltes Fahrzeug 
oder durch einen unberechtigten Fahrer geschädigt 
wurden (Artikel 54 Abs. 1 der Verkehrsversiche- 
rungsverordnung). Nach dem Recht der Bundesrepu- 
blik Deutschland besteht für ausländische Geschä- 
digte lediglich die Einschränkung, daß der „Ent- 
schädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeug- 
unfällen" im Falle der Schädigung eines Ausländers 
durch ein nicht ermitteltes oder vorschriftswidrig 
nicht versichertes Fahrzeug nur dann eine Entschä- 
digung leistet, wenn die Gegenseitigkeit gewähr- 
leistet ist. Durch den Vertrag wird den in der 
Schweiz geschädigten deutschen Verkehrsopfern und 
den in der Bundesrepublik geschädigten Schweizern 
die Inländerbehandlung gewährt. Die erweiterte Ent- 
schädigungsleistung wird in der Bundesrepublik die 
öffentliche Hand nicht mit zusätzlichen Kosten be- 
lasten, weil die Aufwendungen des „Entschädigungs- 
fonds für Schäden aus Kraftfahrzeugunfällen", des- 
sen Funktionen der Verein „Verkehrsopferhilfe 
e. V." in Hamburg, Glockengießerwall 1, wahr- 
nimmt, ausschließlich von der deutschen Versiche- 
rungswirtschaft getragen werden. — Auf Grund 
einer bei der Unterzeichnung durch Briefwechsel 
getroffenen Vereinbarung wird die vertragliche Re- 
gelung insoweit bereits seit dem 30. Juni 1969 bei- 
derseits angewandt. 

Um Verstöße gegen die Pflicht zum Abschluß einer 
ausreichenden Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
im grenzüberschreitenden Verkehr wirksamer be- 
kämpfen zu können, sieht der Vertrag außerdem 
die gegenseitige Gewährung von Amtshilfe durch 
die beiderseitigen Verkehrsbehörden für den Fall 
vor, daß ein unversichertes Fahrzeug in dem ande- 
ren Vertragsstaat verwendet wird. 


11. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Den Staatsangehörigen des jeweils anderen Ver- 
tragsstaates wird bei der Regulierung von Schäden 
aus Kraftfahrzeugunfällen Inländerbehandlung im 
Rahmen der im Unfall-Land für Inländer geltenden 
schadensersatzrechtlichen und versicherungsrecht- 
lichen Vorschriften gewährt- Diese Regelung wird 
ausdrücklich auf alle diejenigen Fälle erstreckt, in 
denen eine der beiden Rechtsordnungen bisher eine 
Schlechterstellung für ausländische Geschädigte vor- 
sah, nämlich auf die Fälle, in denen das unfallverur- 
sachende Fahrzeug 

1. vorschriftswidrig unversichert oder nicht ord- 
nungsgemäß versichert war, 

2. nicht ermittelt werden konnte, 

3. ein ausländisches Fahrzeug war oder 

4. entwendet, also von einem unberechtigten Fah- 
rer benutzt worden war. 

In allen diesen Fällen w^erden deutsche Geschädigte 
in der Schweiz nunmehr eine Entschädigung erhal- 
ten. Für schweizerische Geschädigte in der Bundes- 
republik, die in den Fällen der Nummern 3 und 4 
schon bisher wie Inländer behandelt wurden, bedeu- 
tet die Neuregelung, daß sie auch in den Fällen der 
Nummern 1 und 2 von dem „Entschädigungsfonds 
für Schäden aus Kraftfahrzeugunfällen" entschädigt 
werden; die in § 11 der Verordnung über den Ent- 
schädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeug- 
unfällen vom 14. Dezember 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 2093) vorausgesetzte Gegenseitigkeit ist nunmehr 
gegeben. Aus Gründen der Klarstellung wird die 
Eintrittspflicht der von der Versicherungspflicht be- 
freiten Fahrzeughalter der öffentlichen Hand (vgl. 
§ 2 Abs. 2, § 3 Nr. 6 Satz 2 des Pflichtversicherungs- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 5. April 
1965, Bundesgesetzbl. I S. 213) ausdrücklich mit ein- 
bezogen. 

Zu A r t ike 1 2 

Durch Absatz 1 wird die Regelung des Artikels 1 
über den Kreis der Staatsangehörigen des anderen 
Vertragsstaates hinaus auf Geschädigte ausgedehnt, 
die in dem anderen Vertragsstaat ihren Wohnsitz 
haben oder mindestens ein Jahr dort tatsächlich 
wohnhaft sind. Hierdurch soll eine unbillige Schlech- 
terstellung von Personen vermieden werden, die 
— wie z. B. auch die seit Jahren dort lebenden 
Gastarbeiter ■ — weitgehend in die Gemeinschaft und 
das Wirtschaftsleben dieses Landes eingegliedert 
sind. 

Absatz 2 stellt klar, daß sich der Begriff des Kraft- 
fahrzeugs nach dem nationalen Recht des Unfall- 
landes richtet. Die Gleichstellung der Fahrräder mit 
Hilfsmotor mit den Kraftfahrzeugen entspricht dem 
geltenden deutschen Recht, das diese Fahrzeuge auch 
der Versicherungspflicht unterwirft. Auch für die in 
Absatz 3 behandelten Kraftfahrzeuganhänger ist 
in der Bundesrepublik Deutschland eine Haftpflicht- 
versicherung vorgeschrieben. 
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Zu Artikel 3 

Nach den nationalen Rechtsordnungen beider Ver- 
tragsstaaten müssen Kraftfahrzeuge, die nicht mehr 
versichert sind, durch die zuständigen Behörden so 
schnell wie möglich aus dem Verkehr gezogen wer- 
den (vgl. tür die Bundesrepublik § 29 d der xStraßen- 
verkehrs-Zulassungs-Ordnung). Wenn sich das Fahr- 
zeug jedoch im Ausland befindet, ergeben sich in der 
Praxis hierbei Schwierigkeiten, da diese Fahrzeuge 
nach den Bestimmungen über den internationalen 
Kraftfahrzeugverkehr bis zu einem Jahr mit dem 
zugeteillen Kennzeichen im Ausland verkehren dür- 
fen und die Behörden des Zulassungslandes im Aus- 
land keine Zugriffsmöglichkeit haben. Artikel 3 
sieht daher vor, daß sich die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten Amtshilfe leisten, indem sie 
sich die in den anderen Vertragsstaat verbrachten 
unversicherten Fahrzeuge gegenseitig melden und 
diese Fahrzeuge erforderlichenfalls durch Zwangs- 
maßnahmen — etwa durch Entstempeln der amt- 
lichen Kennzeichen — aus dem Verkehr ziehen. 


Zu Artikel 4 

Der Vertrag soll auch für das Gebiet des Fürsten- 
tums Liechtenstein gelten. 

Zu Artikel 5 

Der Vertrag soll auch für das Land Berlin gelten; 
Artikel 5 enthält deshalb die bei zweiseitigen Ver- 
trägen übliche Berlin-Klausel. 

Z u A j t i k e 1 ß 

Der Vertrag bezieht sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung und bedarf nach seinem Ab- 
satz 1 der Ratifikation. 

Nach Absatz 2 tritt der Vertrag einen Monat nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden, der in Bonn 
erfolgen soll, in Kraft. 

Der Vertrag kann nach Absatz 3 von beiden Ver- 
tragsparteien mit einer Frist von sechs Monaten 
zum Ende jedes Kalenderjahres gekündigt werden. 


Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Das Gesetz bedarf nach Auffassung der Bundes- 
regierung nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
Artikel 3 des Vertrages stellt für Verwaltungsbehör- 
den, die auch Behörden der Länder sein können, 
Mitteilungspflichten auf. Die Bestimmung greift je- 
doch weder in die Zuständigkeitsordnung der Län- 
derbehörden ein noch regelt sie das Verfahren für 
die Erstattung dieser Meldungen. Ein Fall des Ar- 
tikels 84 Abs. 1 GG liegt daher nicht vor. 
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